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Regionale Entwicklung und Regionalpolitik in der Europäischen Gemeinschaft':-

1. Problemstellung 

Es sind nunmehr 25 J ahre seit der Feststellung der Econo-
mic Comm iss ion fo r Europe (ECE) vergangen, 

daß die regionalen Disparitäten zunehmend Aufmerksam­
keit durch die europäischen Regierun gen fänd en, 
daß die europäische Integration Rückschläge für die 
Randregio nen Europas nach sich z iehen könnte, 
daß zwischen Regionalpolitik und internationalen Wirt­
schaftsbeziehungen Verbindungen bestünd en, und 
daß eine Kooperation der Länd er auf dem Gebiet der Re­
gionalpo li t ik erfo rderlich sei 1• 

Diese Ges ichtspun kte haben in der Zwischenzei t keinerl ei 
Bedeutung eingebüßt, im Gegenteil : 

Die regio nalpolitischen Bemühun gen wurden verstärkt ; 
dennoch haben sich die Disparitäten innerhalb der heuti ­
gen EG zumindest nicht entscheidend verrin gert, wenn 
di e konventio nell en Maßstäbe für di e ökonomische Ent­
wicklun g von Regionen zugrunde gelegt werden. 
Die Randregionen der Gemeinschaft sind in der Regel 
Problemgebiete geblieben; ih re soziale Eros ion durch Ab­
wand erung konnte nu r in begrenztem Maße eingedämmt 
werden, während die T end enz zur hypert rophischen 
Konzentrat ion in den Zentralregionen der Gemeinschaft 
anhi elt. 
D er po litische _Willensbildungsprozeß hat inzwischen da­
zu geführt , daß nur noch relati v we ni ge Regionen keine 
oder geringfü gige Regionalhil fe n in der einen oder ande­
ren Fo rm erhalten ; damit ist die Regionalförderun g im 
Hinblick auf ih ren ursprüngli chen Z weck weitgehend 
ineffizient und zugleich zu einem beachtlichen nicht-tari ­
färe n H anäelshemmnis geworden. 

Ko rrigierte und erweiterte Fass ung eines Refe rates, gehalten auf 
dem gemeinsamen Sympos ium der U niversitäten Sarajewo und Mann­
heim in Sarajewo vom 7. bis 13 . 4. 198 1. 

1 United Nations (H rsg.): Economic survcy of Europe in 1954. -
Genf: United N ations E/ ECE/ 194, 1955 . S. 136 f. und S. 178. 

Von Kooperation der Mitgliedstaaten der EG auf dem 
Geb iet der Regionalpolitik kann kaum di e Rede sein ; dar­
an hat auch die Ei nrichtun g des gemeinsamen Regional­
fo nds nichts geändert . 

Im fo lgendem sollen diese Behauptun gen erörtert und be­
gründ et werden. 

2. Regionale Disparitäten 

Gemessen an den konventionellen, auf das Sozialprodukt 
bezogenen ökonomischen Erfo lgs indikato ren, waren und 
sind immer noch beträchtliche räumliche Unterschiede zu 
verzeichnen. D as gilt zun ächst fü r den Vergleich zwischen 
den EG-Ländern (vgl. T abelle). Interregional sind di e Unter­
schiede noch größer. Innerhalb der einzelnen Länder war das 
höchste regionale Pro- Kopf-Einkommen in der zweiten 
H älfte der 60er Jahre mindestens um die Hälfte größer als in 
der jeweils „ärmsten" Region (Sjaelland gegenüber Jylland in 
D änemark). Im Extremfall betrug das Entwicklungsgefälle 
innerhalb eines Landes rund 190 Prozent (Lombardei gegen­
über Kalabrien in Itali en)2. In der Gemeinschaft der Sechs er­
zielten die „reichsten" Regionen im Jah re 1970 ein Pro- Kopf­
Einkommen, das etwa fünfm al so groß war w ie das der „ärm­
sten" Regionen ; deren Einkommensni veau entsprach in etwa 
dem einiger Entw icklungs länder in Südamerika. 

Allerdings sind derartige Angaben aus einer Reihe wohlbe­
kannter G ründ e mit Vorsicht zu interpretieren. Ausmaß und 
Veränderun g der Disparitäten werd en in beträchtlichem Ma­
ße durch di e regionale Abgrenzun g beeinflußt. fe rn er sind 
di e nationalen und erst recht die regionalen Sozialproduktsbe­
rechnungen stati stisch nicht über jeden Zweife l erhaben. D as 
gilt besond ers für ihre internationale Vergleichbarkeit. D azu 
gehört zum Beispiel auch der unterschiedlich große Umfang 
nicht offi z iell erfaßter sozialproduktrelevanter Aktivitäten ; 
Italien ist ein besonders herausragendes Beispiel fü r die Ko­
ex istenz einer offi ziellen und einer sogenannten Schatten-

2 Vgl. Commissio n of the Europcan Communi ties: Repo rt o n re­
gional prob lems in the enlarged community. - Brüsse l 1973 . S. 60 . 
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volkswirtschaft. Schließlich liefern jedwede Prosperitätsmaß­
stäbe, die sich an herkömmlichen Sozialproduktsdefinitionen 
orientieren, mir begrenzten Aufschluß über das, was als re­
gionale Wohlstandsunterschiede gelten mag. Dennoch dürf­
ten ökonomische Größen wie Sozialproduktsschätzungen, 
regionale Arbeitslosigkeit und interregionale Wanderungsbe­
wegungen einigen Aufschluß über räumliche Entwicklungs­
unterschiede und ihre Veränderung geben. 

Im Falle der Europäischen Gemeinschaft sind dabei durch­
aus charakteristische Entwicklungsmuster erkennbar. Dazu 
gehören bis in die Mitte der 70er Jahre vor allem folgende 
Beobachtungen 3: 

(1) Von einer zentraleuropäischen Entwicklungsachse aus, 
die im Norden etwa im Raum London und Conventry be­
ginnt und sich entlang dem Rheintal bis nach Mailand er­
streckt, tendierte das regionale Pro-Kopf-Einkommen dazu, 
relativ regelmäßig nach allen geographischen Richtungen 
abzunehmen4; größere, teilweise auch abgrenzungsbedingte 
Abweichungen sind die Agglomerationen Hamburg, Brüssel 
und Paris. 

(2) Das räumliche Verteilungsmuster der Arbeitslosigkeit 
und die Wanderungsbewegungen entsprachen im wesentli­
chen dem Befund beim Pro-Kopf-Einkommen. Die Arbeits­
losigkeit tendierte dazu, mit der Entfernung von der zentral­
europäischen Entwicklungsachse zuzunehmen. Dementspre­
chend wiederum lagen die Auswanderungsregionen eher an 
der Peripherie der Gemeinschaft, während die Zentralregio­
nen Einwanderungsregionen waren 5

. 

(3) Pro-Kopf-Einkommen, Beschäftigungsgrad und Wan­
derungsbilanz waren wiederum eng mit der regionalen Wirt­
schaftsstruktur verknüpft. Es ließ sich eine charakteristische 
inverse Beziehung zwischen dem Ausmaß an regionaler Ar­
beitslosigkeit und dem Anteil des sekundären Sektors (der 
Industrie im weiteren Sinne) am regionalen Sozialprodukt 
feststellen. Dementsprechend waren die peripheren, vor­
nehmlich landwirtschaftlich orientierten Regionen in beson­
derem Maße von Arbeitslosigkeit und Abwanderung be­
droht; lediglich einige Regionen in der Nähe des Zentrums 
mit veralteten Industrien (Nordengland, Nordwestfrank­
reich und Teile von Belgien) bildeten Ausnahmen von dieser 
Regel 6

. 

3 Vgl. z.B . Streit, M. E.: Problemsand perspectives of regional de­
velopment in Western Erope. In: Zeitschrift für Wirtschafts- und So­
zialwissenschaften. (1974) S. 271 ff.; ebenso Cairncross, Sir A. (u. a. ): 
Wirtschaftspolitik für Europa. Wege nach vorn. - München 1974. S. 
72 ff. 
4 Regressionsanalytisch läßt sich für die Gemeinschaft der Sechs 
und Großbritannien sogar ein nodales Muster mit Nordrhein-Westfa­
len als Entwicklungszentrum belegen. (Vgl. Giersch, H.: Aspects of 
growth, structural change, an employment. A Schumpetrian perspec­
tive. In: Weltwirtschaftliches Archiv. 115 (1979) S. 633 ff., sowie wei­
tere dort angegebene Quellen.) 
5 Vgl. hierzu auch Müller, K.: Internationale Regionalpolitik und 
Verkehrsinfrastruktur. - Berlin 1980. S. 221 ff. und 238 ff. 
6 Über die relative Bedeutung der Struktureffekte und der Rest­
(Standort-) Effekte, in die sich die regionale Beschäftigungsentwick­
lung aufspalten läßt mittels einer Komponentenzerlegung (shift and 
share anaiysis), geben für die EG Aufschluß Molle, W. (u. a.): Regio­
nal disparity and economic development in the European Communi­
ty. - Guildford (Surrey) 1980. S. 143 ff. und Tabellen 12A,B. 

Unterbrochen wurden diese Tendenzen durch die allge­
meinen ökonomischen Rückschläge, die nach der ersten Öl­
krise 1973/74 einsetzten. Sie bewirkten, daß die industriali­
sierten Zentren ökonomischer Entwicklung (voruberge­
hend ?) eher stärker beeinträchtigt wurden als die mehr agra­
risch orientierten Randregionen. Die Folge war teilweise eine 
Verringerung regionaler Disparitäten, jedoch nicht durch 
kräftigere Expansion der „ärmeren" Regionen, sondern 
durch Einbußen der „reicheren" Regionen. 

3. Mögliche Ursachen 

Die zuvor skizzierten regionalen Entwicklungsmuster las­
sen sich als das Ergebnis der Einwirkung von drei verschiede­
nen Arten von Einflußfaktoren plausibel erklären. 

(1) Zentripetalkräfte, ausgelöst durch eine Verringerung 
der ökonomischen Entfernungen als Folge der wirtschaftli­
chen Integration und in erster Linie zurechenbar den Agglo­
merationsvorteilen, die die Zentralregionen boten. 

Soweit die wirtschaftliche Integration zu einer Beseitigung 
bzw. Verringerung tarifärer und nicht tarifärer Handels­
hemmnisse zwischen den Mitgliedsstaaten führte, verringer­
ten sich de facto die Kosten der Raumüberwindung innerhalb 
der Gemeinschaft. Für die peripheren Regionen bedeutete 
dieser durchaus positive Allokationseffekt allerdings, daß die 
dortigen ökonomischen Aktivitäten einen Teil des Schutzes 
gegenüber den Zentralregionen verloren, den die Handels­
hemmnisse zuvor gewährten. Für die Zentralregionen schob 
sich die Grenze hinaus, ab der die Agglomerationsvorteile 
durch die Kosten der Raumüberwindung für ein vergrößertes 
Bezugs- und Absatzgebiet kompensiert werden. Damit er­
höhte sich die Attraktivität der Zentralregionen, die ohnehin 
durch historische und natürliche Standortvorteile begünstigt 
waren. 

(2) Zentrifugalkräfte als Ergebnis (a) von säkularen Verän­
derungen der intersektoralen Wettbewerbspositionen, die 
bewirken, daß einige Aktivitäten aus den Agglomerationen 
herausgedrängt und Raum für zum Teil völlig neue Aktivitä­
ten geschaffen werden, sowie (b) der wohlbekannten negati­
ven externen Effekte, die früher oder später im Zuge der 
räumlichen Verdichtung dominant zu werden tendieren. 

Hinsichtlich der sektoralen Wirtschaftsstruktur ergab eine 
Analyse der Regionen der Gemeinschaft der Sechs ein ähnli­
ches Bild wie internationale Vergleiche7

: 

Der Primärsektor, das heißt vor allem die Landwirtschaft, 
hatte einen Anteil am regionalen Produkt, der mit steigen­
dem regionalen Pro-Kopf-Einkommen abzunehmen ten­
dierte. 

7 Vgl. hierzu z.B. Biehl, D.: Ursachen interregionaler Einkom­
mensunterschiede und Ansatzpunkte für eine potential orientierte Re­
gionalpolitik in der Europäischen Gemeinschaft. In: Groeben, H . von 
der, Möller, H. (Hrsg.): Möglichkeiten und Grenzen einer Europäi­
schen Union. Bd. 2: Verteilung der wirtschaftlichen Kräfte im Raum . 
- Baden-Baden 1976. S. 84 ff. Zu entsprechenden internationalen 
Querschnitts- und Zeitreihenanalysen vgl. z. B. Fels, G.; Schatz, K.­
W.; Walter, F: Der Zusammenhang zwischen Produktionsstruktur 
und Entwicklungsniveau. In: Weltwirtschaftlich es Archiv. 106 (1971 ) 
s. 247 ff. 
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Bruttoinlandsprodukt je Einwohner und je Erwerbstätigen in den EG-Ländern 
(EG-Durchschnitt = 100; Inlandsprodukt zu jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten) 

BIP je Einwohner BIP je Erwerbstätigen 

1965 1971 1977 1965 1971 1977 

Dänemark - 119 119 - 106 102 

Bundesrepublik 116 116 119 108 110 116 

Luxemburg 112 120 II 0 127 123 107 

Frankreich 103 108 113 107 108 113 

Niederlande 105 107 108 121 122 128 

Belgien 99 102 109 109 109 114 

Großbritannien 107 97 92 97 90 82 

Italien 71 75 72 80 84 80 

Irland 59 62 62 66 71 77 

Quelle: 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gcsamt winschaftl ichcn Entwicklung: Jah resgutachten 1979/ 80. - Stuttgart 1979. S. 22 8 ff. 
Eigene Berechnungen. 

Der Sekundärsektor, das heißt vor allem das verarbeiten­
de Gewerbe und die Energieerzeugung, tendierte zu­
nächst mit zunehmendem Pro-Kopf-Einkommen dahin, 
einen steigenden Anteil am regionalen Produkt zu errei­
chen, der jedoch ab einer kritischen Einkommensschwelle 
wieder leicht zurückging. 
Der Tertiärsektor, das heißt die privaten und staatlichen 
Dienstleistungen, wies einen Entwicklungstrend auf, der 
praktisch umgekehrt zu dem des Sekundärbereichs ver­
lief, also einen zunächst abnehmenden Anteil am regiona­
len Produkt und ab einer kritischen Einkommensschwelle 
eine Umkehr dieser Entwicklungsrichtung. 

Wie auf nationaler Ebene reflekt ieren diese regionalen 
Trends vor allem 

Änderungen der sektoralen Einkommenselastizität der 
Nachfrage in Abhängigkeit vom ökonomischen Reife­
grad; sie begünstigen zunächst den Sekundärsektor zu La­
sten des Primärsektors und traditioneller Dienstleistungen 
sowie später bei hohen Pro-Kopf-Einkommen die moder­
nen Dienstleistungen. 
Komplemeritaritäten zwischen verschiedenen Aktivitäten, 
vor allem solchen des Sekundär- und des Tertiärsektors; 
sie bewirken, daß mit dem Wachstum des Sekundärsek­
tors komplementäre Dienstleistungen (zum Beispiel 
Transporte, Banken, Versicherungen) entstehen. 

Hinzu kommt aus regionaler Perspektive nicht zuletzt 

die räumliche Wirkung des starken Wachstums moderner 
Dienstleistungen, das heißt vor allem Ausbildung, For­
schung, Entwicklung sowie Gesundheitswesen. Sie pro­
sperieren in besonderem Maße in bestehenden Agglome­
rationen. ferner vermögen sie besonders attraktive Ar­
beitsbedingungen zu gewähren. Zum Teil produzieren sie 
die benötigte Arbeitsqualität durch Ausbildung selbst. 
Darüber hinaus lösen sie in geringerem Maße negative ex-

terne Effekte aus. Als Folge dieser günstigen intersektora­
len Wettbewerbsposition haben die modernen Dienstlei­
stungen begonnen, den Sekundärsektor aus den Agglome­
rationen zu verdrängen. 

Die Standortdynamik, die aus derartigen sektoralen Fakto­
ren resultiert, läßt sich wie folgt zusammenfassen: Aus den 
Zentralregionen werden zumindest tenden ziell im Verlaufe 
des Wachstumsprozesses weniger wettbewerbsfähige Aktivi­
täten zunächst in angrenzende Regionen mit niedrigerem 
Entwicklungsnieveau verdrängt, wo sie ihrerseits wiederum 
Aktivitäten verdrängen, welche auf den regionalen Faktor­
märkten weniger wettbewerbsfähig sind. Es kommt auf diese 
Weise zwar zu einer räumlichen Ausbreitung des Wachstums 
und damit zu einer allgemeinen Erhöh ung des Entwicklungs­
niveaus . Eine Verringerung der Entwicklungsunterschiede ist 
jedoch aufgrund der sektoralen Einflußfaktoren nicht zu er­
warten; dem stehen zudem die intersektoralen Unterschiede 
in den Einkommenselastizitäten im Wege. 

Auf eine Verringerung der Entwicklungsunterschiede 
dürfte die zweite Gruppe der genannten Zentrifugalkräfte 
hinwirken, das heißt die mit zunehmender Agglomeration 
gegenüber den positiven externen Effekten dominant wer­
denden negativen Effekte der räumlichen Konzentration 
ökonomischer Aktivitäten. Zunehmende Umweltbelastung, 
die Folgen von verstärkten Engpässen im Transportsystem 
der Agglomeration, soziale Spannungen als Fo lge der Zu­
wanderung und anderes mehr lassen kleinere urbane Zentren 
außerhalb der Entwicklungsachse attraktiver werden. Damit 
eröffnet sich zumindest die Chance für ei ne verstärkte poly­
zentrische räumliche Entwicklung; die jüngsten Bevölke­
rungsverluste einiger Zentralregionen könnten mit die Folge 
von negativen Agglomerationserscheinungen sein, die all­
mählich dominieren . Die Chance für weniger entwickelte 
Regionen wird jedoch durch die noch zu erläuternden Ver­
zögerungskräfte immer wieder verringert . 
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(3) Verzögerungskräfte lassen sich vor allem zurückführen 
auf eine unbefriedigende Regionalpolitik bzw. negative Ne­
benwirkungen von Interventionen in anderen Teilbereichen 
der Wirtschaftspolitik, nicht zuletzt aufgrund von Eigenge­
setzlichkeiten des politischen Willensbildungsprozesses. 

Soweit hypertrophische Kon zentration in den Zentralre­
gionen diagnostiziert wird, bedeutet das nichts anderes als 
die Vermutung, daß die gesamtwirtschaftlichen Kosten des 
Wachstums dieser Regionen inzwischen größer sind als die 
gesamtwirtschaftlichen Erträge. Das weitere Wachstum wird 
dadurch begünstigt, daß die privaten Kosten der Expansion 
unter den gesamtwirtschaftlichen Kosten liegen und zugleich 
externe Ersparnisse der Agglomeration genutzt werden kön­
nen. Mit anderen Worten: die Preissignale sind verstellt. Da­
her wäre es an der Regionalpolitik, die tatsächlichen Netto­
kosten eines weiteren Wachstums der Ballungsräume den be­
reits dort Ansässigen und den Zuwanderungswilligen zu si­
gnalisieren, zum Beispiel durch entsprechende Besteuerung 
oder - effizienzmäßig weniger überzeugend - durch eine 
Rationi erung der Standorte in Ballungsräumen. 

Derartige, die Ballung behindernde oder gar zurückdrän­
gende Maßnahmen sind bisher in der EG weitgehend unter­
lassen worden 8. Lediglich in Frankreich und in England wur­
den einige Schritte in dieser Richtung unternommen; siebe­
schränkten sich jedoch überwiegend auf die Großräume Paris 
und London. Die italienischen und holländischen Parlamente 
haben während der 70er Jahre zwar etwas Initiative in dieser 
Richtung entfaltet; jedoch hat sie sich noch kaum in prakti­
schen Maßnahmen niedergeschlagen . Die EG-Kommission 
mußte sich mit regionalpolitischen Leitlinien zufrieden ge­
ben, die fordern, daß Aktivitäten in Zentralregionen zumin­
dest weniger gefördert werden als außerhalb dieser Regio­
nen. 

Bislang wurde die dezentralisierende Wirkung, die von 
den Begleiterscheinungen übermäßiger räumlicher Konzen­
tration auch ohne staatliches Zutun zwar verzögert ausgehen 
dürfte, eher noch weiter hinausgeschoben. Das geschah vor 
allem dadurch, daß die mit zunehmender Konzentration auf­
tretenden Engpässe in der lokalen Infrastruktur immer wie­
der durch entsprechende öffentliche Investitionen verringert 
wurden. Die Investitionsmittel wurden dabei teilweise zu 
Lasten der weniger dicht besiedelten Regionen und mittlerer 
urbaner Zentren beschafft9

. Diese Begünstigung der Agglo­
merationen durch den politischen Willensbildungsprozeß 
läßt sich relativ einfach begründen: Agglomerationen sind 
zugleich Konzentrationen von Wählerstimmen. Dement­
sprechend haben ihre Probleme, soweit sie sich durch die Be­
reitstellung öffentlicher Infrastruktur mildern lassen, beson­
deres Gewicht. Dagegen nimmt sich die nicht zu vernachläs­
sigende Chance eines weniger verdichteten, aber doch heiß 
umkämpften Wahlkreises relativ bescheiden aus. Sie wird au-

8 Vgl. z. B. }arret, R . ). : Disincentives. The other side of regional 
developmcnt policy. In: Journal of Common Market Studies. 8 (1975) 
s. 379 -387. 

9 Dazu tragen Besteuerungspraktiken bei, die die Einnahmen nicht 
bei ihrem räumlichen Ursprung anfallen lassen (Wohnsitzprinzip vs. 
Quellenprinzip) und nur durch umständliche Finanzausgleichssyste­
me meist unvollständig korrigiert werden. 

ßerdem noch gerne selbstschädigend genutzt, um Schutz für 
vorhandene, aber nicht wettbewerbsfähige Aktivitäten zu er­
langen - mit allen entwicklungshemmenden Folge';irkun­
gen. 

Verzögerungskräfte gehen auch von regionalpoliti schen 
Nebenwirkungen der Behinderung einer verstä'rkten Arbeits­
teilung zwischen entwickelten und Entwicklungsländern aus. 
Nur zögernd beseitigt die EG 'die Handelshemmnisse, die 
dem Übergang von einer primär komplementären zu einer 
substitutiven Arbeitsteilung zwischen ihr und den Entwick­
lungs ländern entgegenstehen. Geschützt werden immer noch 
Industrien, die in hohem Maße wenig qualifi.i.ierte Arbeits­
kräfte nutzen und die aufgrund dieses Faktorbedarfs in Ent­
wicklungsländern Fuß fassen könnten . Für die regionale Ent­
wicklung in der EG bedeutet das eine Verlangsamung wachs­
tumsbedingten Strukturwandels. Diese Verlangsamung wirkt 
sich jedoch nicht zugunsten der peripheren Regionen aus. In 
sie tendieren die für entwickelte Länder nur wenig zukunfts­
trächtigen Industrien zunächst abgedrängt zu werden, um 
sich alsbald wieder von der Auslandskonkurrenz bedroht zu 
sehen. Auf diese Weise wird das regionale Beschäftigungs­
problem nur sehr temporär gemildert. Eine weitere Verlang­
samung ergibt sich aus den Regionalhilfen, in deren Genuß 
auch diese Industrien kommen können und die es ihnen er­
lauben, in durch Hilfen begünstigten Regionen dem interna­
tionalen Wettbewerb länger zu trotzen; die Eigenschaft der 
Regionalhilfen, zugleich nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
darzustellen, wird hier besonders deutlich. Hinzu kam bis 
Anfang des vergangenen Jahrzehnts für die Regionen, die zur 
Bundesrepublik gehören, die Protektions- und Exportförde­
rungswirkung einer unterbewerteten Währung. 

Verzögernd können sich schließlich auch die Ergebnisse der 
Lohnfindungsprozesse auswirken. Das ist der Fall, wenn 
Mindestlohnsätzen, die sich primär an den Produktivitäts­
und Beschäftigungsverhältnissen in den prosperierenden Re­
gionen orientieren, interregionale Produktivitätsgefälle zu­
ungunsten weniger entwickelter Regionen gegenüberste­
hen 10

. Damit dürfte die Standortverlagerung von ökonomi­
schen Aktivitäten in weniger entwickelte Regionen noch zu­
sätzlich behindert werden und für Arbeitsuchende nur die 
Abwanderung in die prosperierenden Zentralregionen blei­
ben. Aber auch eine stärkere, produktivitätsorientierte, in­
terregionale Differenzierung der Lohnsätze ist nicht uneinge­
schränkt von Vorteil. Denn es ist durchaus möglich, daß das 
Lohngefälle vor allem qualifizierte Arbeitskräfte in die 
Hochlohnregionen lockt ; allerdings setzt dies Mobilität vor­
aus, die jedoch i. d . R. geringer sein dürfte als die des Kapitals 
als komplementärem Faktor zu günstig entlohnten Arbeits-

10 Die zugänglichen Informationen über interregionale Lohnunter­
schiede beziehen sich i. d. R. auf Effektivlöhne und -gehälcer (vgl. 
z. B. für die Bundesrepublik DIW-Wochenberichc Bd. 40, 2. August 
1973, S. 275 -280; Raumordnungsbericht 1978 und Materialien, 
Schriftenreihe des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, S. 83 ff.). Nach diesen Informationen sind die interregio­
nalen Unterschiede in den Effektivlöhnen und -gehältern beträcht­
lich, auch wenn unterschiedlich e Wirtschaftsstrukturen berücksich­
tige werden. Einen Schluß auf die Mindestlöhne lassen diese Angaben 
jedoch nicht zu. Ferner und vor allem fehle es an den entsprechenden 
Produktivitätsangaben. Daher muß die faktische Grundlage für die 
Hypothese ungesichert bleiben. 
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kräften. Wenn in eher zunehmendem Maße in der einen oder 
anderen Form lohnkostenbezogene Regionalhilfen gewährt 
werden, dann läßt sich dies unterschiedlich würdigen. So 
können solche Hilfen als Kompensation für eine produktivi­
tätswidrige interregionale Mindestlohnnivellierung angese­
hen werden. Positiv gewendet, stellen sie einen Ausweg aus 
dem zuvor skizzierten Entlohnungsdilemma dar. Schließlich 
lassen sie sich unter Beschäftigungsaspekten eher rechtferti­
gen als die bisher dominierenden, investitionsbezogenen 
Hilfen. 

4. Versagen nationaler Regionalpolitik 

Die vorangegangenen Ausführungen enthielten bereits 
mehrere Aspekte von Politikversagen mit negativen Konse­
quenzen für die räumliche Verteilung ökonomischer Aktivi­
täten: 

Das Versäumnis, externe Nettokosten der Agglomeration 
im allgemeinen und der Expansion der Zentralregionen 
der Gemeinschaft im besonderen durch entsprechende In­
terventionen den privaten Entscheidungsträgern merklich 
zu signalisieren. 
Über das obige Versäumnis hinaus eine kontraproduktive 
Begünstigung des weiteren Wachstums von Agglomera­
tionen als Folge von Eigengesetzlichkeiten des politischen 
Willensbildungsprozesses. 
Die Vernachlässigung negativer regionalpolitischer Ne­
benwirkungen von Handelshemmnissen im besonderen 
und eine konservierende Strukturpolitik im allgemeinen. 

Aber auch hinsichtlich Art und Umfang der gewährten Re-
gionalhilfen lassen sich schwerwiegende Bedenken 
anmelden 11

: 

(1) Regionale Förderung kann nur wirksam sein, wenn, 
erstens, mit ihr einige Regionen gegenüber anderen begün­
stigt werden, wenn, zweitens, diese Begünstigung auch für 
private Entscheidungsträger ohne große Informationskosten 
erkennbar ist und sie sich, drittens, zu nutzen lohnt. All dies 
scheint für praktisch alle Länder der Gemeinschaft zweifel­
haft zu sein. Für die regionalpolitisch begründeten Hilfen 
und erst recht für alle raumwirksamen Maßnahmen zusam­
men genommen ist die Gefahr unübersehbar, daß die weitaus 
überwiegende Zahl der Regionen in ihren Genuß kommt. 
Dementsprechend wäre die diskriminierende Wirkung der 
Maßnahmen zugunsten weniger entwickelter Regionen ge­
ring und damit auch ihre lenkende Wirkung bescheiden. 
Auch diese E~twicklung ist durch die Eigengesetzlichkeiten 
des politischen Willensbildungsprozesses plausibel erklärbar. 
Im Falle der Bundesrepublik Deutschland dürfte zum Bei-

• spiel die zur v'ergabe von Regionalhilfen im Rahmen der Ge­
meinschaftsaufgabe „ Verbesserung der regionalen Wirt­
schaftsstruktur" erforderliche Abgrenzung von förderungs­
würdigen Regionen nicht nur auf ökonomischen Prioritäten 

11 Vgl. dazu auch Streit, M. E.: Einku111111L·11,p"l1t1\.. und regionale 
Förderung. In: Funck, R. (Hrsg): Chanccnverteilung im Raum. Bei­
träge zu den August-Lösch-Tagen 1978. - Heidenheim 1980. S. 
50-56. 

beruhen. Die Einigung auf die Gewichtung der verschiede­
nen Indikatoren ist wohl eher als das Ergebnis eines Versuchs 
der Vertreter der Gebietskörperschaften erklärbar, den eige­
nen Anteil an den Förderungsmitteln zu maximieren. Dabei 
dürften wissenschaftlich fundierten Argumenten nur zu 
leicht Alibifunktionen zukommen. Das Ergebnis, daß für 
diese Kategorie von Förderungsmaßnahmen allein schon 
mehr als drei Fünftel der Fläche der Bundesrepublik und 
mehr als ein Drittel der Gesamtbevölkerung als förderungs­
würdig gilt, mag zwar einen tragfähigen Kompromiß darstel­
len. Ökonomisch dürfte es jedoch äußerst fragwürdig sein, 
vor allem dann, wenn - wie dargelegt - auch noch alle ande­
ren Förderungsmaßnahmen und die sonstigen raumwirksa­
men Maßnahmen einbezogen werden. 

(2) Werden ferner die Informationskosten berücksichtigt, 
die denjenigen entstehen, die durch Regionalhilfen begün­
stigt werden sollen, so wird die angestrebte Wirkung noch 
fraglicher. Inzwischen ist die Zahl der Förderungsmaßnah­
men, in deren Genuß einzelne Standorte kommen können, in 
kaum noch durchschaubarer Weise gewuchert. Hinzuzu­
rechnen sind außerdem die räumlichen Wirkungen von Maß­
nahmen zum Umweltschutz, zur Wohnungsmodernisierung, 
zur Altstadtsanierung, zur Energieeinsparung, zur Land­
wirtschaftsförderung und anderes mehr. Die Kosten, die 
dem privaten Entscheidungsträger dadurch entstehen, daß er 
sich erst über die verschiedenen standortrelevanten Begünsti­
gungen informieren, ihre Anwendbarkeit auf seinen konkre­
ten Fall prüfen und einen Vergleich zu konkurrierenden 
Standorten durchführen muß, werden von den politischen 
Instanzen immer wieder vernachlässigt. Sie sind geeignet, die 
Vergleichbarkeit der Standorte zu erschweren und daher 
auch wohlgemeinten Lenkungsmaßnahmen ihre Wirkung 
ganz oder teilweise zu nehmen. 

(3) Das Informationsproblem stellt sich nicht unbedingt 
nur für private Entscheidungsträger, sondern in politisch de­
zentralisierten Ländern, wie der Bundesrepublik, auch für 
Gebietskörperschaften. Auch die Gemeinden, Gemeindever­
bände und Kreise sind mit dem Problem konfrontiert, wie, in 
welchem Umfang und durch Antrag an wen sie in den Genuß 
von Zuschüssen durch übergeordnete Gebietskörperschaften 
kommen können. Daß dabei größere Gemeinden mit einem 
entsprechenden bürokratischen Apparat größere Chancen 
haben, scheint eine plausible Vermutung. Trifft sie zu, könn­
te ferner erwartet werden, daß vor allem bei raumwirksamen, 
aber nicht unmittelbar zur regionalen Förderung eingesetz­
ten Maßnahmen wiederum die Ballungszentren einseitig be­
günstigt werden. 

(4) Eine Zentralisierung der Regionalpolitik ist als Alter­
native ebenfalls nicht unbedingt überzeugend; dies lehren 
Zentralstaaten wie Italien und Frankreich. Zwar beseitigt ei­
ne Zentralisierung administrative Hemmnisse, die einer 
Koordination aller wirtschaftspolitischen Maßnahmen im 
Hinblick auf ihre räumliche Wirkung entgegenstehen. Je­
doch wächst damit auch die Entfernung von den Problemen 
„ vor Ort" und die Unkenntnis der spezifischen regionalen 
Bedingungen. Zugleich werden die vermiedenen administra­
tiven Hemmnisse durch neue ersetzt, die aus der Konzentra-
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tion des bürokratischen Apparats und seiner Aufblähung ge­
rade in Zentralstaaten resultieren. 

(5) Schließlich ist das Wissen über die Wirkungsweise und 
die Wirksamkeit regionalpolitischer Maßnahmen weniger als 
bescheiden. Es durch entsprechende Erfolgskontrollen zu 
vermehren wird sehr erschwert, wenn nicht gar unmöglich 
gemacht. Erfolgsmessungen steht aus sozialtechnischer Sicht 
die Experimentanordnung im Wege : Zu viel wird gleichzeitig 
und - gemessen am Langzeitcharakter von Regionalproble­
men - mit politisch vielleicht verständlicher Ungeduld ver­
sucht, als daß noch eine für die Erfolgskontrolle befriedigen­
de Ursachenzurechnung möglich wäre. Ganz abgesehen da­
von, steht die Zahl der Versuche, Erfolgskontrollen vorzu­
nehmen, in krassem Mißverhältnis zu Untersuchungen, die 
primär zur Begründung weiterer Interventionen politisch 
verwertbar sind 12

. 

Hier droht der Regionalpolitik ein ähnliches Schicksal wie 
den übrigen Teilbereichen der Allokations- und Stabilisie­
rungspolitik. Ökonomisch begründbare Korrekturen des 
Marktgeschehens werden im politischen Prozeß bis hin zur 
Kontraproduktivität verzerrt. Nach den Ursachen eines aus­
bleibenden Erfolges wird kaum gefragt. Vielmehr werden 
Vorschläge für weitere Interventionen begierig von den poli­
tisch Verantwortlichen aufgegriffen. Ihnen dürfte an einer 
wirtschaftspolitischen „Flurbereinigung", die auch den Ent­
zug von Privilegien etwa in Form von Subventionen beinhal­
tete, kaum gelegen sein. Die Minimierung des Widerstandes 
gegen wirtschaftspolitische Maßnahmen (dem Entzug von 
Privilegien) und die Maximierung des politischen Zuspruchs 
legen vielmehr die Strategie nahe, den bisherigen Interventio­
nen zusätzliche folgen zu lassen. Für die wissenschaftlich 
fundierbare Regionalpolitik zeichnet sich das gleiche Pro­
blem ab wie auf anderen Gebieten der Politikberatung: Es 
kommt nicht nur auf die ökonomische Solidität von Vor­
schlägen an, sondern auch auf die Antizipation, was aus sol­
chen Vorschlägen im politischen Prozeß möglicherweise 
wird. Ein Umdenken scheint geboten: Nicht unbedingt das, 
was ausschließlich ökonomisch betrachtet als erstbeste Lö­
sung gelten mag, ist auch unter Berücksichtigung des politi­
schen Prozesses erste Wahl. 

5. Realitäten europäischer Regionalpolitik 

Für eine gemeinsame europäische Regionalpolitik lassen 
sich vor allem folgende Gründe anführen 13

: 

Wenn die durch die Integration bewirkten oder verstärk­
ten regionalen Anpassungslasten und wachstumsfördern­
den Wirkungen zwischen den Mitgliedsländern ungleich 
verteilt sind, ist Solidarität eine unabdingbare Vorausset­
zung für den Bestand der Gemeinschaft. 

12 Einen Überblick über den Stand der Bemühungen auf dem Ge­
biet der Erfolgskontrolle geben z.B . Butt/er, F. (u. a.): Grundlagen 
der Regionalpolitik. - Hamburg 1977. S. 136 ff. 
13 Vgl. auch Streit, M. E.: Europäische Regionalpolitik - Konven­
tionelles Flickwerk oder konzeptionelle Reorientierung? In: Ernst, 
W. (u. a.): Raumordnung und Verwaltungsreform. - Münster 1973. 
s. 46 f. 

Unabhängig davon, ob Regionalprobleme durch den Inte­
grationsprozeß verschärft oder geschaffen werden, bedeu­
tet der unterschiedliche Entwicklungsstand der ein.zeinen 
Mitgliedsländer, daß sie regionalpolitische Aufgaben in 
unterschiedlichem Maße wahrzunehmen in 9er Lage sind; 
deshalb bedürfen sie der Hilfe der „reicheren" Partner, 
wenn sie den desintegrierenden politischen Strömungen 
entgegenwirken sollen, die typischerweise in zurückge­
bliebenen Regionen besonders stark sind. " 
Wenn vermieden werden soll, daß die Mitgliedsländer in 
einen regionalpolitisch motivierten Subventionswettbe­
werb eintreten, bedarf es einer verbindlichen Beschrän­
kung und Koordination der nationalen Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der Entwicklungen im Gesamtraum der 
Gemeinschaft. 
Versteht sich schließlich die Gemeinschatc nicht nur als 
ein supranationaler Verband zur Wahrung ökonomischer 
Interessen, dann wird das geläufige Gerechtigkeitspostu­
lat auch über die Landesgrenzen hinweg interpretierbar 
als Gemeinschaftsaufgabe, möglichst gleiche Lebensbe­
dingungen in den Teilgebieten zu schaffen. 

Mit der Entscheidung der Mitgliedstaaten der erweiterten 
Gemeinschaft auf der Pariser Konferenz im Oktober 1972, 
einen Regionalfonds einzurichten und die nationalen Regio­
nalpolitiken zu koordinieren, wurde die Regionalpolitik als 
europäische Gemeinschaftsaufgabe endgültig etabliert. Aus 
der Finanzierungsperspektive kann sie sich grundsätzlich 
stützen auf 

die Mittel des seit 1975 bestehenden Europäischen Fonds 
für Regionale Entwicklung (Regionalfonds), 
die Mittel des schon durch die Gemeinschaft der Sechs ge­
schaffenen Sozialfonds, 
die Mittel des sogenannten Ausrichtungsteils des europäi­
schen Agrarfonds, 
Kredite und nicht rückzahlungspflichtige Beihilfen gemäß 
Artikel 56 des EGKS-Vertrages, 
die regionalen Einwirkungsmöglichkeiten, die sich für die 
Europäische Investitionsbank ergeben, und 
die zusätzlichen regionalpolitisch einsetzbaren zinsver­
günstigten Darlehen,. die weniger wohlhabenden Mit­
gliedsländern mit der Schaffung des EWS eingeräumt 
wurden. 

Von einer gemeinsamen Regionalpolitik, die diese Be­
zeichnung verdiente, kann jedoch immer noch nicht die Rede 
sein. Dies läßt sich mit Hilfe des bisherigen Schicksals des 
Regionalfonds und des Ausrichtungsteils des Agrarfonds 
belegen 14

. Die regionalpolitische Bedeutung des Ausrich­
tungsteils des Agrarfonds beruht darin, daß mit seiner Hilfe 
eine Strukturverbesserung innerhalb der Landwirtschaft der 
Gemeinschaft erzielt werden so ll. Soweit dies der Fall wäre, 
würden gerade die agrarisch orientierten Randregionen der 

14 Eine auch gegenwärtig noch zutreffende, kritische Analyse der 
erkennbaren regionalpolitischen Konzeption der Gemeinschaft und 
ihrer unzureichenden Abstimmung mit anderen Politikbereichen so­
wie entsprechende Korrekturvorschläge liefern Cairncross, Sir A. 
(u. a.): Wirtschaftspolitik für Europa. Wege nach vorn . - München 
1974. S. 82 ff. 
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Gemeinschaft Verbesserungen erfahren. Tatsächlich ist je­
doch die Bedeutung dieses Fonds unter dem finanziellen Sog 
der immer aufwendigeren Preisstützungsmaßnahmen (dem 
sogenannten Garantieteil des Agrarfonds) ständig zurückge­
gangen. Der Einsatz des Garantieteils bewirkt eher eine Ver­
größerung der interregionalen und innergemeinschaftlichen 
Einkommensunterschiede; denn die Agrarprodukte, für die 
Garantiepreise fixiert werden, eignen sich in der Regel zur 
Massenproduktion (Milch, Getreide, Zuckerrüben und 
Fleisch), die wiederum ihre Standorte überwiegend in den 
,, reicheren" Mitgliedstaaten hat. Mit Hilfe des Ausrichtungs­
teils wird diese Verteilungswirkung weder abgefangen, noch 
ist eine effiziente Verwendung im Interesse der auch regio­
nalpolitisch bedeutsamen landwirtschaftlichen Strukturver­
besserung gewährleistet; die Mittel aus dem Ausrichtungsteil 
werden an die Mitgliedsländer vergeben, die sie im wesentli­
chen nach ihrem Gutdünken verausgaben können. 

Ähnlich ist es auch um die Verwendung des Regionalfonds 
bestellt. Zunächst war er vollkommen, seit 1978 ist er bis auf 
5 v. H. in feste nationale Quoten aufgeteilt. Sie auszuschöp-

fen ist Sache der Mitgliedstaaten, die lediglich von ihnen aus­
gewählte regionale Förderungsprojekte vorzulegen haben. 
Auf diese Projekte muß sich die Selektion durch die Kom­
mission beschränken. Entgegen dem vereinbarten Grundsatz 
der Zusätzlichkeit solcher Projekte handelt es sich in der Pra­
xis bei der Ausschöpfung der Quoten vorwiegend um eine 
Refinanzierung ohnehin angelaufener Maßnahmen. Von ei­
ner großräumig orientierten Regionalpolitik der Gemein­
schaft kann bislang noch keine Rede sein. Nur mühsam und 
in wenigen Einzelfällen gelang es bisher der Kommission, 
Leitlinien durchzusetzen, die einer Subventionskonkurrenz 
im Bereich der Regionalpolitik vorbeugen und die die be­
dürftigsten Regionen begünstigen. Dazu ist der Widerstand 
einer Reihe von Mitgliedsländern gegen Souveränitätseinbu­
ßen auch auf dem Gebiet der Regionalpolitik einfach zu 
groß. Schließlich handelt es sich bei dem Regionalfonds um 
eine, verglichen mit der regionalpolitischen Aufgabe, gering­
fügige Finanzmasse (rund 2 Mrd. DM). Von der Erfüllung 
der selbst auferlegten Gemeinschaftsaufgabe Regionalpolitik 
ist man jedenfalls noch weit entfernt. 


